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Verkündet

am 30; Mai 1956
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In Sachen

Klägerinnen und Revisionsklägerinnen,

“gega■

'‚Beklagte und Reyisionsbeklagte,

hat der 2° Senat des Bundessozialgerichts auf
die mündliche Verhandlung vom30° Mai 1956

für Recht erkannt:

pie Revision der Klägerinnen gegen das Urteil
des 3ayerischen Landessozialgericht3 vom 18.

März 1954 wird zurückgewiesen. '

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstat—

ten° ' ‘ ‘

Von Rechts vye'gen°
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Der Ehemann der Klägerin zu 1) und Vater der Klägerin zu 2),

der Fleischer und Viehhähdler xxxxxxxxxxxxk2£kx war am Sonntag,

den 90 September 1951 mit seinem Motorrad unterwegs geWe8en
und ist zwischen 20000 und 21„oo Uhr beim Überfahren eines
unbeschrankten Behnühergangs von einem Lokalbahnzug erfaßt

und sofort getötet werden° Die Untersuchung des der Leiche.

entnommenen Blutes durch des Institut für gerichtliche Medi—

zin der Universität Erlangen hat einen Alkoholgehalt von
1 78 0/00 ergeben„

Die beklagte BerufsgenossensChaft hat die Entschädigungsan—
sprüche der Klägerinnen durch Bescheid vom 205 Februar 1952

„mit der Begründung abgelehnt, XXXXXXXX habe jeden Zusammen—

hang mit der versicherten Tätigkeit dadurch gelöst, daß er
sein Kraftfahrzeug bestiegen.habe, obwohl infolge von Alk0u

'holgenuß die in Verkehr erforderliche Fahrsicherheit nicht
mehr vorgelegen habe„ Die Frage, ob ein Solcher Zusammenhang
im Zeitpunkt des Unfalls bereits aus anderen Gründen nicht

mehr bestand, hat—sie offen gelassen„

Die Berufung gegen diesen Bescheid hat das Oberversicherungsamt

Nürnberg mit Urteil vom 8° Juli 1952 zurückgewiesen° Das Ober-\

versicherungsamt hat als erwiesen angesehen, daß die Fahrt‚

während der sich der Unfall ereignet hat, an sich noch ge—
schäftlichen Zwecken gedient habe; es hat jedoch das Beste—
hen eines Versicherungsschutzes mit der Begründung verneint,
daß xXxxxxxx infolge efheolicher Alkoholeinwirkung zum Fahren_
seines Kraftfahrzeuges nicht mehr in der Lage gewesen und daß
dadurch eine Lösung von der versicherten Tätigkeit eingetreten_

sei°

Der gegen dieses Urteil eingelegte Bekurs ist nach % 215 ADS 3
des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) als Berufung auf des Bayeri—

sche nonoessovielgericht uoergegangen und von ihm du10h Urteil

vom 18 „ Mä12 1954 zurückgewiesen worden„

Das Landessozialgericht hat'im Urteil die Revision zugelassen;
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Die Klägerinnen haben gegen dieseé“Urteil,‘das am
ll, Mai 1954

zugestellt worden ist, mit ‚Schriftsatz
vom 19, Mai 1954 (eine

gegangen beim Bundessozialgericht am 22. Mai 1954)_Revisioni

eingelegt und die Revision in demselben Schriftsatz begründet‚

Sie beantragen, das Urteil aufzuheben und die_8ache zur erneu—.t

ten Verhandlung und Entscheidung an das Lendessczialgericht
zurückzuverweisenä

Die Beklagte beantragt, die Revision zurückzuweisen°

Die Revision ist statthaft (@@160,161 Abs l‘Nr. 1 SGG) und

in gesetzlicher Form und Frist eingelegt und begründet Weiden

(9 164 SGG)° Sie ist jedoch nicht begründet°

Das Urteil des Landessozialgerichts befaßt sich ledig lich

mit der Frage, ob das Oberversicherungsamt zutreffend -angenom—

men habe, daß XXxxxxxx während der zum Unfall führenden Fahrt
nicht mehr fahrtüchtig gewesen und der dadurch geschaffenen

Gefahr zum Opfer gefallen sei, und ob das Oberversicherungsamt

bei dieser Sachlage mit Recht eine den Versicherungsschutz

aufhebende "Lösung vom Betrieb" festgestellt habe° Das Landes—
sozialgericht hat also offenbar in Übereinstimmung mit dem

Oberversicherungsamt als erwiesen angesehen, daß die Fahrt

an sich noch geschäftlichen Zwecken gedient habe. Infolgedes—‚

sen War im Retisionsverfahren gleichfalls hiervon auszugehen°

Für die Entscheidung darüber, ob xxxxxxxx im Zeitpunkt des

Unfalls noch unter dem Versicherungsschutz der gesetzlichen

Unfallversicherung stand — und damit für die Entscheidung

über die Entschädigungsansprüche seiner Hinterbliebenen — ist
also in erster Linie von Bedeutung, welche rechtlichen Folge—

rungen sich für das Beetehen des Vers10herungsschutzes ergecena

wenn die Fähigkeit zum Ausüben einer an sich versicherten Tätig“

keit durch die Auswirkungen_ von Alkoholg enuß _beeinträchtigo i3t

Wie im angefochtenen Urteil zutreffend.ausgeführt
ist," hat das

Reichsversicherungsamt ursprünglich nur dann eine Lösung des
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ursächlichén Zusammenhangs mit der Versicherten Tätigkeit_ange—

nommen und damit das Bestehen eines*Versicherungsschutzes verneint

wenn die Alköholeinwirkung jéde_Arbeitsverrichtun€ irgendWelcherr

Art sehlechthin unmöglich machte (vgli‚Reichsvérsicherungsordnung,

herausgegeben von'Mitéliedern des BVA, 2.Aufl° @ 544 S„61 und

die dort angeführten Entscheidungen) ‚Die neuere Rechtsprechung
des Reichsversicherungsamts hat es jedoch bei der Prüfung, ob

eine Lösung dieses ursächlichen zusammenhangs eingetreten wa1,
auf die jeweils tatsächlich in Frage stehenden Verrichtungen,

d„h° auf die Tätigkeiten abgestellt, auf die sich der Versichee
rungsschutz im Einzelfall erstreckte (vgl„ EuM. Bd. 46 5,405)°
Wenn die Tätigkeit, für die der Versicherungsschutz streitig

ist, im Lenken eines Kraftfahräeuges bestand, kommt es nach

dieser ReChtsmeinung darauf an, ob der Lenker des Kraftfahrzeugs

'noch die hierzu.érforderlichen Fähigkeiten besaß oder sie durch

die Alkoholeinwirkung verloren hatte°

Diese Rechtsmeinung, auf der das angefochtene Urteil beruht,

hat auch in der Rechtsprechung und im Schrifttum der Nach—

kriegszeit weitgehende Zustimmung gefunden (vgl„ z„B. Bayer„

LVA,Breithaupt 1952s‚654‚ Hess,LSG.‚Breithaupt 19553.477,
LSG„ Celle, Breithaupt 1955 8.931, Brackmann, Handbuch der
Sozialvérsicherung, l.—4.Aufl., Bd° II 8,489, Wagner, Der Ar—

beitsunfall‚ 3‚Aufl. 1955 8,150 f, Sperling in Berufsgenossen_

schaft 1956 8.116; a.A. z‚B. LSG. Baden—Württemberg, Breithaupt

1954 8,897, Klink, Wege zur Sozialversicherung 1956 5.166)"

Der erkennende Senat hat sich dieser Rechtsmeinung angeschlos—

sen„Jedoch ist darauf hinzuweisen, daß der Versicherungsschutz

nicht schlechthin dadurchentfällt, daßder Versicherte aus
irgendwelchen Gründen nicht mehr in der Lage ist, die Tätigkeit

auszuüben, auf die sich dieser Ve1s1cherungeschutz bezieht

Eine Lösung des ursachlichen Zusammenhange mit der versiche1ten-

Tätigkeit wird vielmehr nur dann herbei geführt, wenn der Versi—

cherte sich aus
unternehmensfremd_en Grunden selbst durch Alko—

holgenuß in einen Zustand versetzt hat, in dem er nicht mehr

die für die Ausübung der in Betracht kommenden Betriebstätig+

keit erforderlichen Fähigkeiten besitzt°
5
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Im vorliegenden Fall umfaßte der Ve;sicherungsschutz für
die Tätigkeit des verunglückten—xxxxxmxx:als Fleischer und
Viehhändler zugleich auch-das Lenken des Kraftfahrzeuge,

dessenxxxxxxxx sich für seine Geschäftsfahrten bediente„

Dader Unfall sich auf einer solchenFahrt ereignet hat,
ist entscheidend, ob das Landessozialgericht mit Recht

angenommen hat, daß:XXxxxxxxihfolgé des—vorangegangenen

Alkoholgenuéses nieht mehr zumFahren des Kraftfahrzeuge
fähig war„

Bei der Prüfung dieser Frage muß nach der Auffassung des
Senats auf die erhöhte Verantwortung Rücksicht genommen'

werden, die unter den heutigen Vérkehrsverhältnissen mit
dem Lenken eines Kraftfahrzeuges im Verkehr verbunden ist
und deren.Berücksichtigung ein gerechtes Anliegen der All—

gemeinheit ist (vgl. Lauterbach, Unfallversioherung,_2„

Aufl„‚ Stand Januar_l956} @ 542 5*II o, Bemerkung zu dem

in Breithaupt 1952 s.1233 veröffentlichten Urteil des
LVAmtsWürtt„asadenvom23.4.1952).Ein Kraftfahrer ist
deshalb schon dann als fehrunfähig, d.h. als unfähig an—
zusehen das Kraftfahrzeug zu lenken, wenn seine Trunken—
heit einen solchen Grad erreicht hat‚_daß er nicht mehr

,
verkehrs$icher fahren kann()

Nach der weitaus herrschenden Meinung ist ein solcher

Grad der Trunkenheit spätestens hei_einer Blutalkohol—

konzentraticn von 1;5 o/oo erreicht" Die Fahrfähigkeit
ist nach dieser Auffassung in der Regel schon bei einem

weitaus geringeren Grad von
Alköholhéeinflussung infolge

der Herabsetzung der WahrnehmungS—und Reaktionsfähigkeit‚

der Störung des Gleichgewichtssinns und der enthemmenden

Wirkungen des Alkohols So wesentlich beeinträChtigt‚ daß
Schwierigere Verkehrslagen nicht mehr gemeistert werden
können und somit die im heutigen Verkehr‘erforderliche
Sicherheit im Lenken des Kraftfahrzeugs nicht mehr gegeben

ist° Die Grenze von 1,5 o/bo ist bewußt weit gezogen wor_

den und berücksichtigt bereits die individuellen Verschie—
denheiten in der Alkoholverträglichkeit und die Schwankungs—

...6'..
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breite der zur Feststellung der Blutalkoholkonzentration be—
nutzten Verfahren°

Dieser Auffassung, die, wie das DändéSSOZialgericht zutreffend
ausgeführt hat, bereits vom Reichsversicherungsamt und vom'

Reichsgericht vertreten werden war, hat sich.au0h der Bundes—

gerichtshof in seiner neueren Rechtsprechung angeschlossen

(vg1„ z,B„ BGHin BGHSt„Bd. 5 s; 168 und in NJW1956 s„21).
Auf Grund der Bedenken, die gegen diese Auffassung in Schrift—

tum und Rechtsprechung geäußert worden waren, hat der Bundes—

minister des.lnnern auf Veranlassung des BundeSministers der

Justiz den Präsidenten des Bundesgesundheitsamts mit der Er—

stattung eines Gutachtens beauftragt, das vom Bundesverkehrs—

ministerium veröffentlicht werden und allgemein erhältlich

ist (Kirschbaum«Verlag„Bielefeld), so daß gegen seine Verwer—

tung im vorliegenden Verfahren keine Bedenken,—bestehen° Dieses
Gutachten kommt zu dem Ergebnis: "Es sind keine wissenschaft—

lich begründeten Tatsachen bekannt, auf Grund deren angenommen

werden kann, daß jenseits einer Blutalkohclkonzentration von
1,5 o/oo noch Fahrtüchtigkeit besteht" (S, 6, vgl° auch S„46)„

Im voiliegenden Fall hat die Revision keine Gründe vorgetragen,

die geeignet sind, die tatsächlichen Feststellungen des Landes—

sozialgerichts hinsichtlich der Blutalkoholkonzentration in

Frage zu stellen. Der Senat mußte deshalb entsprechend diesen

Feststellungen davon ausgehen, daß die bei XXXXXXXX ermittelte
Blutelkohblkonzenträtion 1,78 o/oo betragen hat (5 165 SGG)°

Die Revision wendet sich gegen die auf die3en Feststellungen be—

ruhenden Schlußfolgerung des Lande3sozialgerichts mit dem Hin—

weis darauf, daß die Blutprobe nicht sofort nach dem Unf all,

sondern erst s;äter der Leidhé entnommen werden sei Die Blut—

entnahme ist aber nach dem Gutachten des Instituts für gericht—

liche Medizin der Univeisität Erlangen
vom ll. Septembei'l951

(Bl 8 der Akten der Staatsanwaltechaft Bamberg 5 Js 5694/51)

am Unfalltag um 23,30 Uhr e1folgt, also inne1halb eines Zeite

raums, aus dem nach der Auffassung des Senats noch keine Be—

denken herzuleiten sind° Auf die Frage der Resorptions— und

_ 7 „
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Abbaugeschwindigkeit braucht im vorliegenden Fall nicht einge—

gangen zu werden, da'wxxxwxnxsmfort getötet werden war

Der vorliegende Fall nötigt auch nicht zu einem Eingehen

auf die Auffassung der Revision, daß eine Feststellung der
Fahrtüchtigkeit nicht allein auf das Ergebnis einer Blutalkohol—

bestimmung gestützt werden könne° Denn das Landessozialgerioht

hat den Schluß, daß:xxxxxxxz-fahruntüchtig gewesen Sei, nicht

nur mit der festgestellten Blutalkoholkonzentration, sondern
auch mit seinen Feststellungen über den Unfallhergang begrün—

det, die von der Revision nicht angefoChten werden sind; Es
hat es als eine Folge der Alkoholbeeinflussung gewertet, daß

XXXXXXXX, als er sich dem Bahnübergang näherte, die Fahrge—

schwindigkeit ni6ht rechtzeitig herabgesetzt, sondern im Gegen—

teil versucht hat, unter Erhöhung der Fahrgeschwindigkeit noch

vor dem herannahenden Zug die Bahngleise zu überqueren° Der

EinWand der Revision, Xx2xxXXXXhabe den Zug erst im letzten

Augenblick geSehen und sein Verhalten spreche deshalb gerade

für seine GeiStesgegenwart und Reaktionsfähigkeit‚ kann nach

der Auffassung des Senats die Sohlußfolgerungen des Landessc—
zialgerichts nicht entkräften. Das Landessozialgericht hat

den vom Recht zur freien Beweiswürdigung gezogenen Rahmen

nicht übersohritten, indem es im Gegensatz zu dieser Ansicht

der Revision die Fahrweise xxxxxxxxx unter Hervorhebung des

Umstandes, daß ihm der Bahnübergang als gefährlich bekännt
war,

als eine Folge der Alkoholbeeinflussung angesehen hat; denn
abgesehen davon, daß eine Verminderung der \”ahrnehmungs— und.
Konzentrationefähigkéit eine Rolle_ gespielt haben kann, ist

es gerade für die enthemmende Wirkung des Alkohols typisch, da.ß

xxxxxXxx sich der ihm nach der Feststellung des Landessozialge—

richte bekannten Gefahrenatelle nicht mit der für einen
verantl

wortungsbewußten Fahrer selbstverständliohen Vorsicht genahert

hat

Da somit im vorliegenden Fall die Blutelkoholkbnzentration nur
eine der Grundlagen war, aus

denen das Lahdéesdzialgericht auf

das Vorliegen von Fährunfähigkéit geschlossen hat, vermag der

Einwand der Revision, des Landessozialgericht habe die Gewöhnung

_ 8 _
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des Stauffer an Alkoholgenuß und seine Gesamtpersönlichkeit

nicht berücksichtigt, die_Schlußfolgerungen des Landessozial—

gerichts nicht in Frage zu'stellen° Im übrigen trägt die Ober—

grenze von 1, 5 0/00 bereits derartigen individuellen Besonder—

heiten weitgehend Rechnung, und für das Vorliegen darüber hinaus»

gehender Besonderheiten (2. B zuckerkrankheit, Einnahme von '

Medikamenten, die den Blutalkoholspiegel beeinflussen) ergibt

sich weder aus dem Aktenihhalt noch aus dem Vorbringen der

Klägerinnen ein Anhalt, ‘

Unter diesen Umständenhat nach der Auffassung des Senats das
Landessczialg€richt auch seine Verpflichtung zur Erforschung

des Sachverhalts (@ 103 SGG) nicht dadu10h verletzt, daß_es
davon abgesehen hat, Zeugen darüber zu vernehmen, wieviel Alko—

hol xxxxxxxngetrunken'hatte° Die von den Klägerinnen benannten

zeugen hätten ohnehin nur über die Vorgänge während des Nach—
mittags Auskunft geben können, so daß die Frage eines etwa

vorangegangenen Alkoholgenu3ses offen geblieben wäre° Vor allem

aber würden etwaige mit der festgestellten Blutalkoholkonzentra—

tion in Widerspruch stehende Angaben nicht au5gereicht haben,

die auf Blutalkoholkonzentration und Unfallhergang gestützten

Schlußfblgerungeneumstlich in Frage zu stellen°

Der erkennende Senat brauchte sich deshalb auch nicht mit dem

bereits verschiedentlich Gegenstand der-Rechtsprechung gewesenen

Sonderfall zu befassen, daß sämtliche sonst festgestellten Um—

stände gegen die Richtigkeit der ermittelten Blutelkoholkohzen—
—

tration sprechen° Ebenso kann im vorliegenden Fall die Besonder—
heit unerörtert bleiben, die sich dann ergeben kann, wenn ein '

in einem abhängigen Beschäftigungsverhältnis stehender Versicher—

ter aus betrieblichen Gründen zum Alkoholgehuß veranlaßt war

vgl, Demiani in Betriebsberater 1951 S, 752),

Das Lahdessozialgericht hat vielmehr ohne Rechtsirrtum als er—
wiesen angesehen, daß‘xxxxXxxxwährend der Fahrt, auf der sich

der tödliche Unfall ereignet hat, nicht fahrtüchtig war, und hat
zutreffend eine

den Versicherungsschutz aufhebende Lösung des

_9_

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_9‘_

ursächlichen Zusammehhahéä’mi■ der versicherten Tätigkeit an—

genommen„

Die Revision der Klägerinnen war deshalb als unbegründet zurück—
zuweiseno

Die
Kostenentseheiduhg beruht auf % 195'SGG°
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